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Abkürzungsverzeichnis

UVEK Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation

BAFU Bundesamt für Umwelt
BFE Bundesamt für Energie
UREK-SR Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie des Ständerates
ENSI Eidgenössisches Nuklearsicherheitsinspektorat
AKW Atomkraftwerk

DETEC Département fédéral de l'environnement, des transports, de l'énergie et
de la communication

OFEV Office fédéral de l'environnement
OFEN Office fédéral de l'énergie
CEATE-CE Commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et de

l'énergie du Conseil des Etats
IFSN Inspection fédérale de la sécurité nucléaire
Centrale
atomique

Centrale atomique
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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energie

Gegen eine vom Bundesrat genehmigte und auf den 1. Februar 2019 umgesetzte
Teilrevision der Kernenergieverordnung, die von den Gegnerinnen und Gegnern auch
mit «Lex Beznau» betitelt wurde, hatte Nationalrätin Irène Kälin (gp, AG) Ende 2018 eine
Motion eingereicht mit dem Ziel, ebendiese beschlossene Revision rückgängig zu
machen. Mit der Teilrevision wollte der Bundesrat den Dosisgrenzwert für Störfälle bei
Naturereignissen, die einmal alle 10'000 Jahre vorkommen, bei 100 mSv Strahlung
festsetzen – eine Massnahme, die in den Augen der Kritikerinnen und Kritiker primär
den Weiterbetrieb des AKW Beznau ermöglichen sollte und zu einer Verschlechterung
der Sicherheitssituation führe. Als umso stossender empfand die Motionärin das
Vorgehen des Bundesrates, nämlich dass er im Dezember 2018 trotz einer kritisch
ausgefallenen Vernehmlassung, eines hängigen Gerichtsverfahrens und des
Aktivwerdens der UREK-SR (Po. 18.4107) beschlossen hatte, die Revision umzusetzen.
Der Bundesrat setze damit die Vernehmlassung zu einer «Farce» herab, übergehe das
Parlament «in unakzeptabler Art und Weise» und trete die «Rechtsstaatlichkeit mit
Füssen», kritisierte die Motionärin den Bundesrat in ihrer Begründung scharf. In seiner
ablehnenden Stellungnahme argumentierte der Bundesrat, dass das
Bundesverwaltungsgericht den festgelegten Dosisgrenzwert inzwischen bestätigt habe.
Die Motion blieb unbehandelt und wurde schliesslich nach verstrichener zweijähriger
Behandlungsfrist Ende 2020 abgeschrieben. 1

MOTION
DATUM: 18.12.2020
MARCO ACKERMANN

Kernenergie

In einem Bericht des ENSI zum 10'000-jährlichen Störfall erklärte Hans Wanner,
Direktor des ENSI, dass unter realistischen Annahmen der (derzeit vom Inspektorat in
der Praxis zwar angewandte, jedoch stark umstrittene und ungenau formulierte)
Strahlungsgrenzwert von 100 mSv nicht überschritten und somit keine einzige Person im
Falle eines solchen Störfalls einer Strahlendosis von 100 mSv ausgesetzt sei. Die
durchschnittliche, tatsächlich austretende Strahlendosis bei einem solchen
Auslegungsstörfall – beispielsweise einem Erdbeben, das durchschnittlich alle 10'000
Jahre stattfinde und kleinere Schäden an den Betriebsanlagen verursache, jedoch keine
Kernschmelze zur Folge habe (also einem Gau, nicht aber einem Super-Gau) – betrage
lediglich 0,3 mSv. Eine durchschnittliche Person in der Schweiz sei aber im Vergleich
durch natürliche, medizinische und zivilisatorische Quellen einer zwanzigfachen
Belastung von durchschnittlich 5,8 mSv ausgesetzt.
Angestossen worden war der Bericht u.a. von einem Gerichtsfall zwischen dem ENSI
und verschiedenen Umweltorganisationen sowie Anwohnerinnen und Anwohnern rund
um die Kernkraftwerke Beznau I und II. Berechnet wurden die vorliegenden Zahlen
jedoch am Beispiel des Kernkraftwerks Gösgen für den regnerischen und stürmischen
11. Juni 2018. Das Inspektorat begründete diese Wahl damit, dass die Anlage Gösgen die
am dichtesten besiedelte Umgebung (potenziell 95'000 Personen) aufweise und so das
schlimmstmögliche Szenario (in diesem Fall 13 mSv für gewisse Anwohnerinnen und
Anwohner) bei ungünstigen Wetterbedingungen aufzeigen könne.
Die Aargauer Zeitung berichtete von erstaunten Reaktionen auf den Bericht.
Nationalrätin Irène Kälin (gp, AG) kritisierte beispielsweise, dass die Behörde nicht die
älteste Anlage Beznau zur Berechnung herbeigezogen hatte und monierte zudem, der
Bericht sei ein klarer Beweis dafür, dass das ENSI – angesichts der internationalen
Behörden, die zu anderen Schlüssen gekommen seien – nicht unabhängig sei.
Der Bericht heizte gemäss St. Galler Tagblatt die Debatte um den Grenzwert weiter an.
Ständerat und Axpo-Verwaltungsrat  Roland Eberle (svp, TG) plädierte dafür, den
Grenzwert nicht als ideologischen Zankapfel zu betrachten. Im Gegensatz dazu drohte
Bastien Girod (gp, ZH), die Grünen würden gegen einen konkretisierten Dosisgrenzwert
von 100 mSv eine Volksinitiative lancieren. Widerstand gegen einen 100-mSv-Grenzwert
hatte sich aber auch schon von bürgerlicher Seite im Postulat Müller (Po.18.3175)
bemerkbar gemacht. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.10.2018
MARCO ACKERMANN
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Mit einer im September 2018 eingereichten Motion reagierte Grüne-Nationalrätin Irène
Kälin (AG) auf die im Hitzesommer 2018 gemessenen hohen Wassertemperaturen der
Aare. Sie forderte, dass in Zukunft keine Ausnahmen mehr für das Einleiten von
warmem Kühlwasser aus Atomkraftwerken in die Aare gemacht werden dürfen, sobald
die Aaretemperatur die Marke von 25 Grad Celsius überschreite und damit
Fischbestände bedrohe. Sie griff damit primär das AKW Beznau an, das dank einer
Ausnahmebewilligung die Leistung erst dann zurückfahren muss, wenn das eingeleitete
Kühlwasser den Grenzwert von 32 Grad Celsius erreicht. Der Bundesrat beantragte in
seiner Stellungnahme die Motion zur Ablehnung, da einerseits bereits per 1. Juni 2018
Anpassungen in der Gewässerschutzverordnung betreffend die Einleitung von
Kühlwasser aus AKWs in Gewässer gemacht worden seien. Andererseits sei seit 2005
nicht mehr der Bundesrat, sondern das UVEK zuständig für die genannte
Ausnahmebewilligung. Die zuständigen Behörden (BFE und BAFU) prüften derzeit, ob
die von der Motionärin genannte Einleitungsbewilligung angepasst werden müsse. Da
die Motion nicht innert zwei Jahren abschliessend im Rat behandelt wurde, kam sie im
September 2020 zur Abschreibung. 3

MOTION
DATUM: 25.09.2020
MARCO ACKERMANN

1) Mo. 18.4233; BaZ, 14.12.18
2) Medienmitteilung ENSI vom 12.10.18; TA, 13.10.18; AZ, SGT, 19.10.18; AZ, SGT, 22.10.18
3) Mo. 18.3914
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